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Mittheilungen aus der Praxis. 


Unter „nachbarlicher Wald“ im Sinne des § 5 des Forſtgeſetzes 
kann nur der Wald eines Nachbars d. i. eines fremden benach⸗ 
barten Waldbeſitzers verſtanden werden. 


Bei einer am 22. Mai 1875 vorgenommenen Localerhebung 
hat die Bezirkshauptmannſchaft in F. wahrgenommen, daß der Wirth⸗ 
ſchaftsbeſitzer Joſef W. in R. eine größere Fläche ſeines im beſten 
Zuwachſe ſtehenden Waldbeſtandes ohne Bewilligung abtreibt. Am 
23. Mai hat Joſef W. bei der genannten Bezirkshauptmannſchaft ein 
Geſuch um die Bewilligung zum Schlagen des ſchadhaften Fichtenholzes 
in ſeinem Walde eingebracht, nachdem er den für Fichtenholz un⸗ 
geeigneten Grund mit Kiefern zu bepflanzen die Abſicht habe. Bei der am 
5. Juni 1875 von Seite der Bezirkshauptmannſchaft unter Zuziehung 

eines Oberförſters als Sachverſtändigen abgehaltenen Localerhebung wurde 
conftatirt, daß Joſef W. den Waldgrund Parc. Nr. 690 pr. 7 Joch 
493 Quadratklafter und Parc. Nr. 691 pr. 9 Joch 602 Quadrat⸗ 
klafter zuſammen pr. 16 Joch 1095 Quadratklafter beſitze, daß die 
Parcelle Nr. 691 einen 
ſich außer einigen ſchad . 
erfreut, daß in dieſer Waldparcelle nicht nur ſchadhafte, 
ganz geſunde Stämme aus der Mitte desſelb 


der übrig gebliebene Theil vom Winde bedroht und eine regelmäßige p 


. der 
es Nachbars, d. t. eines fremden benachbarten Waldbeſſtzers ver⸗ 


Aufforſtung verhindert wird. Die abgeholzte Fläche wurde auf 1 Joch 
1400 Quadratklafter und das gefällte Holz auf 20003000 fl. 


eſchätzt. E 
ng ie Bezirkshunptmannſchaft har num me dem Erkenntniſſe vom 

11. Juni 1875 unter Hervorhebung, daß Joſef W. auf ſeinem Wald⸗ 
beſitze pr. 16 Joch 1095 Quadratklafter einen Holzſchlag in der 
Ausdehnung von 2 Joch und im beiläufigen Werthe von 2000 — 3000 fl. 
angelegt, bei der Parcelle Nr. 691 mitten aus dem Waldbeſtande 
nicht nur die ſchadhaften, ſondern auch die übrigen im ſchönſten Zu⸗ 
wachſe ſtehenden Fichtenſtämme gefällt und ſeinen übrigen nachbarlichen 
Wald offenbar einer Windbeſchädigung ausgeſetzt, gleichzeitig aber auch 
eine regelmäßige Aufforſtung desſelben verhindert hat, den Joſef W. 
der Uebertretung der 88 4 und 5 des Forſtgeſetzes ſchuldig erkannt, 


a und im Sinne der 88 4 und 8 desſelben Geſetzes zu einer Geldſtrafe 


von 100 fl. verurtheilt. Gleichzeitig wurde ihm der weitere Abtrieb 
dieſer Waldparcelle auf das Strengſte unterſagt und derſelbe angewieſen, 
die rationelle Durchſorſtung der unterdrückten Stämme vorzunehmen. 

Im Statthaltereirecurſe führte der Beſchwerdeführer Joſef W. 
an, daß er nur die ſchadhaften und im Wachsthume ſehr verkommenen 
den übrigen geſunden Holzbeſtand anſteckenden Fichtenſtämme gefällt 
habe, um, nachdem der Boden der Fichtencultur nicht zuträglich ſei, 
eine Kiefernwaldung heranzuziehen. Hiezu habe er nach ſeiner Meinung 
eine behördliche Bewilligung nicht beuöthiget. Er habe ſich wider § 4 
des Forſtgeſetzes nicht vergangen, weil er ſeinen Wald nicht verwüſtet, 
d. i. ſo behandelt habe, daß die ſernere Holzzucht dadurch gefährdet 
oder gänzlich unmöglich gemacht wird; im Gegentheile ſolle eine ratio⸗ 
nelle Holzzucht darauf eingeſührt werden. Ebenſo habe er ſich der 
Uebertretung des $ 5 des Forſtgeſetzes nicht ſchuldig gemacht, weil 
ſein Waldbeſtand ganz iſolirt ſtehe und ringsum von Grund⸗ 
ſtücken begrenzt ſei; er habe daher keine Waldbehandlung vorgenommen, 
wodurch er den nachbarlichen, d. i. einen anſtoßenden fremden 
Wald offenbar der Windbeſchädigung ausgeſetzt habe. 

Die Statthalterei hat mit Erlaß vom 16. September 1875 das 


30- bis 55jährigen Fichtenbeſtand habe, welcher angefochtene Erkenntniß bezüglich des erwieſenen Thatbeſtandes der 
haften Stämmen guter Wachsthumsverhältniſſe Uebertretung des 8 5 des Forſtgeſetzes und des Verbotes jeder wei⸗ 
ſondern auch teren Abholzung beſtätigt; dagegen den Recurrenten der Uebertretung 
en gefällt find, hiedurch des $ 4 des Forſtgeſetzes nicht ſchuldig erkaunt und die Geldſtrafe 


r. 100 fl. auf den Betrag von 50 fl. ermäßigt, weil durch die Ab⸗ 


holzung von 2 Joch feines Waldbeſtandes in ebener Lage die fernere 
Holzzucht nicht gefährdet erſcheint und hierdurch der Wald weder 


übermäßig ausgenützt, noch der Boden in einer größeren Fläche bloß⸗ 


gelegt wurde, daher auch der Thatbeſtand einer Uebertretung des 8 4 
des Forſtgeſetzes weder nach den Beſtimmungen desſelben noch nach 
jenen des § 5 der Miniſterial⸗Verordnung vom 3. Juli 1873, Nr. 66 
(L. G. Bl. für Böhmen) nachgewieſen iſt. 

Gegen dieſe Entſcheidung beſchwerte ſich Joſef W. beim k. k. 
Miniſterium des Innern; in der Beſchwerdeſchrift behauptete er, daß 
8 4 des Forſtgeſetzes die Wälder vor einer Gefährdung durch die 
eigenen Beſitzer, § 5 dagegen durch Beſitzer fremder Wälder 
ſchützen wolle. Nun werde aber durch die ihm zur Laſt gelegte Hand⸗ 
lungsweiſe ein fremder, alſo ein nachbarlicher Wald nicht geſährdet, 
weil an feinem Wald ein fremder nicht anſtoße. Es ſei ſomit die 
Uebertretung des 3 5 des Forſtgeſetzes nicht vorhanden und jene des 
§ 4 liege nach der Statthalterei⸗Entſcheidung ohnehin nicht vor, ſomit 
habe er ſich keiner ſtrafbaren Handlung ſchuldig gemacht. 

Das Miniſterium des Innern hat am 8. Mai 1876, 3. 5766 
im Einvernehmen mit dem Ackerbauminiſterium die Erkenntniſſe der 
1. und 2. Inſtanz behoben und zwar wegen Mangels des That⸗ 
beſtandes einer nach dem Forſtgeſetze ſtrafbaren Handlung. Aus nach⸗ 
ſtehenden Gründen: 

„Die hiermit behobenen Entſcheidungen ſtützen ſich auf das 
Commiſſionsprotokoll vom 11. Juni 1875 und auf das in demſelben 
niedergelegte forſttechniſche Gutachten. Dieſes muß jedoch als unklar 
und oberflächlich bezeichnet werden; denn die beiden Parcellen Nr. 690 
und 691, zuſammen pr. 16 Joch 1095 Quadratklafter ſind nicht, 
wie hier angegeben iſt, Beſtandtheile eines größeren Waldcomplexes, 
ſondern liegen iſolirt und ſind durch andere Culturgründe von jedem 
Nachbarwalde getrennt. Die Veranlaſſung der gegen den Recurrenten 
eingeleiteten Verhandlung war die Fällung von Holz im Werthe von 
2000 fl. bis 3000 fl. auf einer Fläche von 1 Joch 1400 Ouadrat⸗ 
klafter der nach dem Commiſſionsprotokolle mit 30- bis 55jährigem 
Fichtenbeſtande beſtockten Parcelle Nr. 691. Dieſer erhebliche Alters⸗ 
unterſchied läßt auf eine bisher ſtattgefundene plenterweiſe Behandlung 


des fragtichen — Waldes ſchließen . Nun unterliegen. erfahrungsgemaß 


Plenterwälder der Windbruchbeſchädigung bei weitent weniger, als 
gleichalterige Waldbeſtände. Dazu kommt noch der Umſtand, daß der 
Boden, wie das Protokoll hervorhebt, gegen Nordoſt anſteigt, ſomit 
durch den Weſtwind, welcher als der dort ſturzgefährliche Wind be⸗ 
zeichnet wird, das Holz bergan geworfen werden müßte, was 
erfahrungsgemäß ſelten ſtattfindet. Endlich geht aus dem Protokolle 
hervor, daß der Holzſchlag nicht unmittelbar am Weſtrande, ſondern 
im Innern des Beſtandes angelegt wurde, daher das nachſtehende 
Holz von der Weſtſeite eine Deckung beſitzt. Allein abgeſehen davon, 
daß der angeblich eingeleiteten Windbruchgefahr eine viel zu weit 
gehende Bedeutung beigelegt werden will, erſcheint die Berufung auf 
den 8 5 des Forſtgeſetzes in dem vorliegenden Falle nicht ſtatthaft. 
Schon mit Rückſicht auf den § 6 a. b. G. B. kann unter nachbar⸗ 
licher Wald nur der Wald eines Nachbars, ſomit lediglich ein 
fremder Wald verſtanden werden. Nur unter dieſer Vorausſetzung 
hat die im zweiten Satze des § 5 des Forſtgeſetzes vorkommende Ver⸗ 
fügung in Betreff des Zurücklaſſens eines 20 Klafter breiten Wind⸗ 
mantels einen Sinn. Die Windmantelbreite von 20 Klaftern muß denn 
doch mit einer beſtimmten, bereits gegebenen Linie in Beziehung 
ſtehen. Dieſe Linie iſt eben die Nachbargrenze, an welche ſich der 
Windmantel anlehnt. Alle Regeln der Schlagesſtellung und Hiebes⸗ 
führung würden auf eine gar nicht zu überſehende Weiſe verwirrt 
werden, wenn man aus dem § 5 des Forſtgeſetzes die Anordnung ab⸗ 
leiten wollte, der Waldbeſitzer ſei verpflichtet, das Innere ſeiner 
Waldbeſtände nach allen möglichen Richtungen mit 20 Klafter breiten 
Windmänteln zu durchkreuzen. Hiernach iſt weder der Thatbeſtand der 
dem Recurrenten in det angefochtenen Statthalterei⸗Entſcheidung zur 
Laſt gelegten Uebertretung des $ 5 des Forſtgeſetzes, noch der That⸗ 
beſtand der ihm von der Bezirkshauptmannſchaft F. imputirten Ueber⸗ 
tretung des 8 4 des Forſtgeſetzes oder einer anderen nach dieſem 
Geſetze ſtrafbaren Handlung eonſtatixt.“ H. 
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Streit zwiſchen Vater und Mutter wegen der Beiſetzung der 
Leiche des Sohnes. 

Am 7. November 1875 iſt Maria K. in Wien beim Magiſtrate 
um die Bewilligung eingeſchritten, die Leiche ihres im März 1873 ver⸗ 
ſtorbenen Sohnes, Eduard K., welcher in einer Gruſt am allgemeinen 
Währinger Friedhofe beigeſetzt worden war, exhumiren und in die am 
Friedhofe zu M. neuerbaute Gruft überführen zu dürfen. 

Der Magiſtrat ertheilte ihr unterm 12. November 1875 dieſe 
Exhumirungs⸗ und Transferirungsbewilligung. 

Am 21. December 1875 überreichte Anton K. in L. beim Wiener 
Magiſtrate gleichfalls ein Geſuch, worin er um die Bewilligung der 
Exhumirung der Leiche ſeines Sohnes Eduard K. und Ueberführung 
in die Familiengruft nach L. einſchritt. 

Der Magiſtrat willfahrte unterm 27. December 1875 auch diefem 
Anſuchen. 

Erſt durch eine am 4. Februar 1876 überreichte Eingabe des 
Anton K., worin derſelbe um Annullirung des ſeiner Gattin ausgeſtellten 
Exhumirungsconſenſes einſchritt, trat die Differenz zwiſchen Vater und 
Mutter hinſichtlich der Dispoſition über die Leiche ihres Sohnes zu 
Tage. 

Die am 5. Februar 1876 einvernommene Maria K. gab zu 
Protokoll, daß ihr Sohn Eduard K. ſchon ſeit 1857 mit dem Vater 
in keiner Verbindung mehr geſtanden, bei ihr wohnte und in ihrer 
Wohnung auch ſtarb, daß er vor ſeinem Tode den Wunſch äußerte, an 
der Seite der Mutter begraben zu werden, daß ſie auf ihre Köſten die 

Gruſt am Währinger Friedhofe und nun am Friedhofe zu M. eine neue 
Gruft ſammt Capelle erbauen ließ, und daß ſich die Transferirung der 
Leiche nur wegen Nichtvollendung der neuen Gruft verzögerte. Von der 

Transferirung der Leiche nach L. wiſſe ſie nichts; übrigens ſei der 

Grund, auf dem die dortige Gruft ſteht, ihr Eigenthum und ohne 
ihre Zuſtimmung könne dort Niemand beigeſetzt werden. Sie bat bloß 
i die Siſtirung der delicaten Angelegenheit, um ihrem 76jährigen 

Gatten keine Alteration zu verurſachen. Die Entreprise des pompes 
| funebres beftätigte, daß Maria K. die Beſtellerin des Conductes und 
der Gruft am Währinger Friedhofe war. Auch producirte der Vertreter 
der Maria K. Dr. S. die ſaldirte Rechnung, worin dieſe Gruft ſammt 
Nebengebühren mit 606 fl. beziffert erſcheint. und bat nomine der 
Maria K. um Aufhebung des dem Anton K. erfolgten Conſenſes. 

Hierüber fällte der Magiſtrat unterm 14. Februar 1876 die 
Entſcheidung: daß a) die der Maria K. zuerſt ertheilte Bewilligung 
noch in Rechtskraft beſtehe, weil die Ausführung derſelben nicht an 
einen Termm gebunden ſei; daß b) die politiſche Behörde bei Er⸗ 
theilung von Leichenpäſſen im Sinne der Miniſterial⸗Verordnung vom 
3. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 56 nur die ſanitätspolizeilichen Rück⸗ 
ſichteu ins Auge zu faſſen hat und daher bei der dem Anton K. ſpäter 
ertheilten Bewilligung auf den ſchon der Maria K. früher ertheilten 
Conſens keine Rücksicht zu nehmen hatte, übrigens auch das Einver⸗ 
ſtändniß der Eltern vorauszuſetzen war daß c) nachdem der Maria K. 
die Verfügung über die Gruſt am Währinger Friedhofe Hinfichtlich deren 
Eröffnung zuſteht, dem Geſuche des Anton K. um Aufhebung der ſeiner 
Gattin gegebenen Bewilligung nicht ſtattgegeben werden könne, viel⸗ 
mehr d) der zweite dem Anton K. ertheilte Exhumirungs⸗ und Trans⸗ 
ferirungsconſens außer Kraft geſetzt werde. 

Anton K. recurrirte nun an die niederbſterr. Statthalterei, in⸗ 
dem er folgende Einwendungen erhob: ad a) ſei es nicht richtig, daß 
die erſte Bewilligung deßhalb, weil die Ausführung an keinen Termin 
gebunden war, noch in Kraft beſtehe; denn derlei Conſenſe werden im 
Gegentheile für den Moment gegeben und gelten nicht für beliebige 
ſpätere Zeiten, wo vielleicht herrſchende Epidemien jede Exhumirung ver⸗ 
bieten; da dieſe während 3 Monaten nicht ſtattgefunden, ſei der Con⸗ 
ſens der Maria K. eo ipso erloſchen; ad bp) fei es wohl richtig, daß 
L politiſche Behörde über die Rechtsfrage, welcher Elterntheil das 
Dispoſitionsrecht bezüglich der Leiche beſitze, nicht zu entſcheiden habe. 
Der Magiſtrat habe aber ungeachtet deſſen über die Rechtsfrage ent⸗ 

ſchieden, indem er der Maria K. das Verfügungsrecht über die Gruft 

zuerkaunte; ad c) müſſe er einwenden, daß die Beerdigungskoſten ſo⸗ 
wie der Bau der Gruft am Währinger Friedhofe von ihm (Recurrenten) 

beſtritten worden ſeien; ad d) die Familie K. habe ihre Gruft in L., 

dort ruhen alle Sproſſen des Hauſes, es ſei daher ſein Wunſch, daß 
auch ſein einziger Sohn in L. beigeſetzt werde, in der Billigkeit gelegen; 
hals Vater habe er das unbeſtreitbare Recht, in dieſer eine Familien⸗ 


angelegenheit bildenden Sache des entſcheidende Wort zu ſprechen. Anton 
K. bat außerdem um die Siſtirnng des der Maria K. ertheilten Con⸗ 
ſenſes bis zur endgiltigen Austragung des Streites. 

Die vom 14. März 1876 datirte Entſcheidung der Statthalterei 
lautete: „Bei der von der politiſchen Behörde zu fällenden Ent⸗ 
ſcheidung über die Zuläſſigkeit der Exhumirung einer Leiche handelt 
es ſich nur um ſanitätspolizeiliche Rückſichten und Vorkehrungen. Die 
vom Magiſtrate der Maria K. ertheilte Bewilligung könnte hienach im 
politiſchen Wege nur wegen obwaltender ſanitätspolizeilicher Anſtände 

beſtritten werden. Nachdem ſolche Anſtände weder vom Anton K. noch 
ſonſt von irgend einer Seite erhoben worden, ſo ergibt ſich überhaupt 
kein Anlaß, die vom Magiſtrat ertheilte Bewilligung in höherer politi⸗ 
ſchen Inſtanz zurückzunehmen und es kann dieſer Anlaß auch nicht in 
den privatrechtlichen Einwendungen des Recurrenten als Vater gefunden 
werden, deſſen Sache es wäre, ſeine privatrechtlichen Anſprüche im 
Rechtswege geltend zu machen. Die Zurücknahme der dem Anton K. 
ertheilten Bewilligung als einer auf irrigen Vorausſetzungen beruhenden 
Verfügung ſtellt ſich als in den thatſächlichen Verhältniſſen gegründet 
dar und wird dadurch einer allfälligen gerichtlichen Entſcheidung über 
die den Beſitz und die Eröffnung der Gruſt betreffenden Privatrechte 
nicht präjudicirt. Demzufolge findet die Statthalterei dem Recurſe des 
Anton K. keine Folge zu geben“. 

Im Miniſterialrecurſe bekämpfte Anton K. die Argumentation 
der Statthalterei. Der Recurrent theilt die Anſicht, daß die politiſche 
Behörde in deriei Dingen nur die ſanitätspolizeilichen Rückſichten zu 
wahren habe. Die Statthalterei habe aber dieſen von ihr ſelbſt aufge⸗ 
ſtellten Grundſatz verlaſſen; denn ſie habe gerade die privatrechtliche 
Seite der Frage zum Gegenſtande ihrer Entſcheidung gemacht, indem 
ſie der Maria K. das Verfügungsrecht über die Gruft zuerkannte, reſp. 
dieſes Recht als conſtatirt annahm. Die Statthalterei⸗Entſcheidung prä⸗ 
judicire dem offen gelaſſenen Rechtsſpruche; denn für den Recurrenten 
hätte ein günſtiges richterliches Urtheil keinen Werth mehr, wenn in⸗ 
zwiſchen die Leiche exhumirt und transferirt wäre. Conſequenter Weiſe 
hätte die Statthalterei nicht bloß die der Maria K. ertheilte Bewilli⸗ 
gung aufrecht erhalten, ſondern auch den annullirten Conſens des 
Anton K. wieder in Kraft ſetzen ſollen; denn auch gegen den zweiten 
Conſens beſtanden keinerlei ſanitäreAnſtände. Hiezuwärc- ein ftärkerer 
Anlaß gemefen, denn er (Recurrent) ſei der Vater und habe als ſol⸗ 


cher das ſtärkere Recht für ſich. Wollte aber die Statthalterei nicht 


beide Conſenſe aufrechterhalten, reſp. in Kraft ſetzen, indem ſich in 


dieſem Falle die politiſche Behörde um die privatrechtliche Frage gar 


nicht kümmerte, ſo wäre nur ein Zweites möglich geweſen, nämlich beide 
Conſenſe aufzuheben und die Bewilligung erſt demjenigen Theile wieder 
zu geben, welcher ſein ſtärkeres Recht durch ein richterliches Erkenntniß 
auszuweiſen vermöchte. f 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 16. April 1876, 
3. 5005 der Berufung des Anton K. gegen die Statthalterei⸗Entſchei⸗ 
dung vom 14. März 1876 unter Aufrechthaltung dieſer Entſcheidung 
keine Folge gegeben. Pf. 


Die politiſchen Behörden ſind zur Entſcheidung von Streitigkeiten 

wegen Begrenzung der Gemarkung von Gemeinden auch in dem 

Falle competent, wenn es ſich um Streitigkeiten zwiſchen Gemeinde⸗ 
Fractionen handelt *). 


„Das Miniſterium des Innern hat mit Entſcheidung vom 6. Juni 
1876, 3. 6294 erkannt: 

Das Miniſterium des Innern findet über die mit Bericht der Statt⸗ 
halterei vom 1. Mai 1876, Z. 6589 vorgelegte Vorſtellung des Tiroler 
Landes Ausſchuſſes vom 12. April 1876, 3.4252 gegen den im h. o. Er⸗ 
laſſe vom 27. März 1876, 3. 4184 enthaltenen Ausſpruch, daß die 
politiſchen Behörden auf Grund der Miniſterialverordnungen vom 
19. Jänner 1853 B. 830 (R. G. Bl. Nr. 10) und vom 24. März 1860 
(R. G. Bl. Nr. 80), dann des Geſetzes vom 19. Mai 1868 (R. G. Bl. 
Nr. 44) zur Entſcheidung über den zwiſchen P. und Po. . . be 
hängenden Grenzſtreit ausschließlich berufen find, Nachſtehendes zu eröffnen. 

Die vom Landes⸗Ausſchuſſe vorgebrachte Einwendung gegen die 
zur Begründung der erwähnten Competenz erfolgte Anrufung des Geſetzes 
vom 19. Mai 1868 iſt nicht zutreffend, weil in den 88 8 und 11 dieſes 
Geſetzes die einſchlägigen Beſtimmungen über den Wirkungskreis der poli⸗ 


*) Vergl. d. Mitth. in Nr. 38, S. 154 des Jahrg. 1874 d. Zeitſchrift. 
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tiſchen Verwaltungsbehörden enthalten ſind. Mit und ſeit dem Beſtande 
der autonomen Behörden wurde keine geſetzliche Beſtimmung erlaſſen, 
welche denſelben eine Competenz bei Eutſcheidungen über Streitigkeiten 
wegen Begrenzung der Gemarkung zwiſchen Gemeinden einräumt und 
gegenüber der Berufung des Landes⸗Ausſchuſſes auf den $ 5 der Tiroler 
Gemeindeordnung vom 9. Jänner 1866 muß hervorgehoben werden, 
daß dieſer Paragraph auf Gemeindegrenzſtreitigkeiten nicht anwendbar iſt, 
weil er keine ſtreitigen Fälle betrifft; denn Streitigkeiten ſind überhaupt 
keine Fragen, welche durch ein für den ſtreitigen Fall zu erlaſſendes 
Geſetz, ſondern vielmehr von den Behörden im Inſtanzenzuge auf 
Grund geſetzlicher Vorſchriften entſchieden werden müſſen. Uebrigens 
handelt es ſich im 8 5 nicht um „ſtreitige“, ſondern um die Aenderung 
beſtehender, alſo nicht ſtreitiger Grenzen. Nachdem die oben cifirten 
Miniſterialverordnungen vom 19. Jänner 1853 und vom 24. März 
1860 den politiſchen Verwaltungsbehörden die Competenz zur Ent⸗ 
ſcheidung der Streitigkeiten wegen Begrenzung der Gemarkung von 
Gemeinden überweist, unter letzeren aber das Gemeindegeſetz vom 17. 
März 1849 auch Kataſtral⸗ oder Steuergemeinden begreift, erſcheint 
die ausſchließliche Competenz der politiſchen Verwaltungsbehörden bei 
derlei Streitigkeiten auch zwiſchen Fractionen einer Gemeinde geſetzlich 
begründet und muß dieſelbe demnach auch im Grenzſtreite zwiſchen 
Pi .. und Po .... in Anſpruch genommen werden. Von dieſen 
Erwägungen geleitet ſieht ſich das Miniſterium des Innern nicht in der 
Lage der Eingangs erwähnten Vorſtellung des tiroliſchen Landesaus⸗ 
ſchuſſes Folge zu geben, wovon demſelben die entſprechende Mittheilung 
zu machen iſt“. M. 


Berordnung. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 22. April 1876, 3. 1144 wegen reci- 
proker Vergütung von Verpflegskoſten für Gemeindeverſorgung armer auswärtiger 
Kinder zwiſchen hierſeitigen und eroatiſchen Gemeinden. 


Das Miniſterium des Innern hat in mehreren ſpeciellen Fällen Ge⸗ 
meinden der diesſeitigen Reichshälfte von der ihnen durch Entſcheidungen der 
Politiſchen Behörden auferlegten Verpflichtung zum Erſatze ſolcher Verpflegskoſten 
losgezählt, welche in eroatiſch⸗ſlavoniſchen Gemeinden für dort untergebrachte oder 
zurückgelaſſene Kinder öſterreichiſcher Mütter erwachſen ſind, weil damals Grund 
zur Annahme vorhanden war, daß auch ſeitens der erbat. ſlav. Gemeinden der⸗ 
artige Erſätze für Kinder ervat.⸗ſlav. Mütter an öſterr. Gemeinden nicht geleiſtet 
werden und fomit ein reciproker Vorgang geboten erſchien. 

Nachdem jedoch die k. croatiſch⸗flavoniſche Landesregierung in ihrer Zu⸗ 
ſchrift vom 11. Jänner 1876, 3. 22304 die Aufklärung reſp. Zuſicherung gegeben 
hat, daß den croatiſch⸗ſlavoniſchen Gemeinden nach den Beſtimmungen des dort- 
ländigen Gemeindegeſetzes vom Jahre 1870 die Verpflichtung obliege, für ihre 
armen Angehörigen zu ſorgen und ſie entſprechend zu erhalten und daß die Lan⸗ 
desregierung im Grunde dieſer geſetzlichen Obliegenheit den Anſpruch öſterreichi⸗ 
ſcher — gegen croat.⸗lav. Gemeinden auf den Erſatz ſolcher Koſten bei erwie⸗ 
ſener Heimatszuſtändigkeit und Unvermögenheit der Mütter ſtets anerkannt habe 
und anerkennen werde, ſo unterliegt es keinem Anſtande, nunmehr den Beſtand 
des Reciproeitätsverhältuiſſes der gegenſeitigen Vergütung derartiger Verpflegs⸗ 
koſten auch diesſeits anzuerkennen und werden daher die k. k. Landesſtellen zur 
eigenen Darnachachtung und zur entſprechenden Anweiſung der Unterbehörden 
beauftragt, in vorkommenden Fällen demgemäß vorzugehen. 

Das Vorſtehende bezieht ſich jedoch nicht auf in diesſeitigen Findelan⸗ 
ſtalten geborne oder aufgenommene Kinder, bezüglich deren die Verpflegskoſten 
nach Verſicherung der k. Landesregierung Agram ohnehin ans dem dortigen Lau⸗ 
desbudget vergütet werden, ſeitdem im Grunde des Geſetzes vom 29. Februar 
1868, R. G. Bl. Nr. 15 das früher beſtandene Verhältniß der reciproken Nicht⸗ 
vergütung ſolcher Koſten gekündigt worden iſt. 


Erlaß des k. k. Juſtizminiſteriums vom 27. Mai 1876, 3. 6826 an ſäummtliche 
k. k. Oberlandesgerichts⸗Prüſidien und Oberſtaatsanwaltſchaften, betreffend die 
Jahresansweiſe über die in Haft befindlichen Stellungspflichtigen. 


Mit dem Erlaſſe vom 26. Juli 1869, Z. 9086 wurde mit Rückſicht auf 
die Beſtimmung des § 14, Z. 4 der Inſtruction zum Wehrgeſetze den Gerichten 
(Strafanſtalten) zur Pflicht gemacht, Jahresausweiſe über die in Haft befindlichen 
Stellungspflichtigen zu verfaſſen. Da dieſe Verzeichniſſe den Militärbehörden nicht 
zukommen, ſo findet ſich das Juſtizminiſterium beſtimmt, dieſe Vorſchrift mit dem 
Bemerken in Erinnerung zu bringen, daß dieſe Verzeichniſſe von nun an nicht 
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dem Gemeindevorſteher, ſondern der politiſchen Bezirks behörde, in deren den Wahlacten liegt, durch welche die Kammern regelmäßig erneuert werden 
Sprengel das Gericht ſeinen (die Strafanſtalt ihren) Sitz hat, zu übergeben find. ſollen, daß alſo die Wahlperiode mit der im Abf. I. $ 6 des citirten Geſetzes 
Ferner wird mit Rückſicht auf 8 76, 8. 9 der gedachten Inſtruction Fol⸗ allgemein aufgeſtellten 6jährigen Functionsdauer nicht zuſammenfalle und daß 
gendes verfügt: das Geſetz ausdrücklich beſtimmt, es haben die während einer Wahlperiode Ein⸗ 
Da die Wehrpflichtigen, welche zur Zeit als ſie zur Stellung berufen ſind, berufenen nur bis zur nächſten Wahlperiode zu fungiren, habe ich mich entſchie⸗ 
ſich in Unterſuchungs⸗ oder Strafhaft befinden, oder gegen welche eine Vorunterſuchung den, der Handelskammer zu erklären, daß die während der Dauer einer Wahl⸗ 
eingeleitet iſt, zufolge 8 52, Z. 3 lit. c. der Inſtruction zum Wehrgeſetze von der periode im Falle der Erledigung von Mitgliederſtellen Einberufenen, ohne Rück⸗ 
Verpflichtung zur Stellung zu erſcheinen ausgenommen find, deren Nachſtellung nach ſicht auf die Mandatsdaner der Mitglieder, an deren Stelle fie einberufen 
Aufhören dieſes Hinderniſſes aber im Intereſſe der möglichſt vollzähligen Herau⸗ | wurden, nur bis zur nächſten regelmäßigen, alle drei Jahre vorzunehmenden Er⸗ 
ziehung aller Wehrpflichtigen zur militäriſchen Dienſtleiſtung gelegen iſt, ſo werden gänzungswahl zu fungiren haben. 
die Gerichte angewieſen: er 77 
1. In allen Strafſachen wegen Verbrechen oder Vergehen, in welchen der P erſonalien. 
Beſchuldigte an dem Tage der Einleitung der Vorunterſuchung oder der Zuſtellung Seine Majeſtät haben dem mit dem Titel und Charakter eines Sections⸗ 
einer unmittelbar eingebrachten Anklageſchrift im Alter von 20, 21 und 22 Jahren rathes bekleideten Miniſterialſeeretär im Finanzminiſterium Karl Höger in An⸗ 


ſtand, die Beendigung der Strafſache mit Angabe des erwähnten Tages der poli⸗ erkennung ſeiner vieljährigen treuen und erſprießlichen Dienſtleiſtung den Orden 


5 0 b 1 5 ! ; der eiſernen Krone dritter Claſſe verliehen. 

tiſchen Bezirksbehörde bekannt zu geben. Die Bekanntgabe erfolgt, wenn eine Frei⸗ Seine Majeftät haben dem penſtonirten Statthaltereirathe und Vorſtande 
heitsſtrafe nicht verhängt wurde, durch Mittheilung von Fall zu Fall, wenn aber des Statthalterei⸗Rechnungsdepartements in Graz Joſeph C. Lichtnegel als 
das Urtheil auf eine Freiheitsſtrafe lautet, in der Weiſe, daß der erwähnte Tag 


Ritter des Ordens der eiſernen Krone dritter Claſſe in Gemäßheit der Ordens⸗ 
in die Auskunftstabelle eingeſchaltet wird, welche zufolge Erlaſſes vom 24. Mai 


ee Rah verliehen. 

eine Majeſtät haben den S i in Dr. Vi 

1875, 8. 6719 an die politische Bezirksbehörde zu leiten iſt. rk ı Hofrath der Statthalterei in Zara Dr. Victor 
2. Wenn ein wegen Uebertretung zu einer Freiheitsſtrafe Verurtheilter ſich 


Pozzi auf die erledigte Hofrathsſtelle bei der Statthalterei in Trieſt verſetzt. 
zur Zeit der Aburtheilung im Alter von 20, 21 und 22 Jahren befunden hat, 


Seine Majeſtät haben den mit dem Titel und Charakter eines Miniſterial⸗ 

rathes bekleideten Sectionsrath Emil Chertek zum Miniſterialrathe extra statum 
iſt die Auskunftstabelle ohne Rückſicht auf die Gattung der Uebertretung und die 
Dauer der Strafe der politiſchen Behörde (8 7 der Verordnung vom 5. März 1853, 


im Finanzminiſterium ernannt; ferner die im Finanzminiſterium erledigten 
zwei ſyſtemiſirten Sectionsrathsſtellen dem mit dem Titel und Eharakter eines 
Sectionsrathes bekleideten Miniſterialſecretär im Finanzminiſterium Ignaz 
R. G. Bl. Nr. 44) zu übergeben. Mayer und dem Finanzrathe der n.⸗5. Finanzprocuratur Dr. Maximilian 
Die unterſtehenden Gerichte (Strafanſtalten) find hievon zur Wiſſenſchaft[Chiari, endlich die im Finanzminiſterium erledigte ſyſtemiſirte Miniſterial⸗ 
und Darnachachtung in Kenntniß zu ſetzen. ſecretärs⸗Stelle dem Miniſterial⸗Viceſecretär Joſef Waniczek verliehen. 
0 Seine Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe der u.⸗6. Finanzprocuratur 
Dr. Guido Schoßerer taxfrei den Titel und Charakter eines Hofrathes und 
die bei dieſer Finanzprocuratur erledigte Oberfinanzrathsſtelle dem mit dem 
Titel und Charakter eines Oberfinanzrathes bekleideten Finanzrathe derſelben 
Dr. Franz Edlen von Roſas verliehen. 
Seine Majeſtät haben den mit dem Titel und Charakter eines Ober⸗ 
finanzrathes bekleideten Finanzrath und Finanzbezirks⸗Director in Stein Theodor 
In der Anlage erhält das Rectorat einen Erlaß des Herrn Miniſters ie blen am Sbenfinangvatbı für ‚Den Bereich der Finanzlandesdirection 


des Innern *) in Sachen der Studenten⸗Verbindungen, welcher unter Einem an Seine Majeſtät haben den Fin anzrath der Finanzdirection in Troppau 
ſämmtliche Landeschefs ergeht. Joſef Neiſſer zum Oberfinanzrathe für den Bereich der böhmiſchen Finanz⸗ 

Das Reetorat wird aufgefordert, dieſen Erlaß den Studirenden bekamit 1 r 3 N ie 
zu geben und die Befolgung desſelben, ſoweit dies in den Wirkungskreis der Frantz 5. Riefel 2800 Wik und Cheni. eines ln 
akademiſchen Behörden gehört, ſtrenge zu überwachen. verliehen. . 

Bei dieſem Anlaſſe bringe ich zugleich in Erinnerung, daß zwar die Der Handelsminiſter hat den Commiſſärs⸗Adjuncten Heinrich Bayer 
Studenten⸗Verbindungen als ſolche nicht der akademiſchen, ſondern der allge- zum Commiſſär der eee der öſterreichiſchen Eiſenbahnen ernannt. 
meinen Vereinsaufficht unterliegen, daß aber die Studirenden perſönlich auch N 1 . 
für jenes, was fie in der Eigenſchaft als Mitglieder eines Vereines unternehmen, Erledi gn e. 
ihren akademiſchen Behörden verantwortlich bleiben und hiefür in Disciplinar⸗ 
Behandlung gezogen werden können. 

Eine ſolche Disciplinar⸗Behandlung wird insbeſondere ſtets dann einzu⸗ 
leiten fein, wenn dem Rectorate ſeitens der politiſchen Behörde die Anzeige zu⸗ 
kommt, daß einer Studenten⸗Verbindung eine Verwarnung ertheilt, oder daß 
die Auflöſung einer ſolchen Verbindung rechtskräftig beſchloſſen wurde. 

Endlich iſt bei dieſem Anlaſſe den Studirenden bekannt zu geben, daß 
ſich in Hinkunft als „Studenten⸗Verbindungen“ oder als „akademiſche“ Ver⸗ 
bindungen nur ſolche Vereine werden conſtituiren dürfen, welche ausſchließlich 
aus Studirenden beſtehen. 


Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 20. Juni 1876, 3. 7914, an 

die Rectorate aller Univerſitäten, techniſchen Hochſchuleu, der Akademie der bilden⸗ 

den Künſte und der Handels⸗Hochſchule in Wien, mit Weiſungen in Sachen der 
Studenten⸗Verb indungen. 


Bezirkscommiſſärsſtelle in Status der Bezirkscommiſſäre in Böhmen in 
der neunten Rangsclaſſe, bis 15. Juli (Amtsbl. Nr. 147). ö 
Poſtexpedientenſtelle in Preßbaum gegen Caution bis 8. Juli (Amtsbl. 
Nr. 147). 
Poſtexpedientenſtelle in Göſtling gegen Caution (Amtsbl. Nr. 147). 
Concepts⸗Praktikantenſtelle bei der kärnthneriſchen Landesregierung mit 
300 fl. Adjutum, bis 15. Juli (Amtsbl. Nr. 148). 
Zwei Kanzliſtenſtellen bei dem k. k. Miniſterium des Innern mit je 
600 fl. Gehalt und Activitätszulage, bis 15. Auguſt Amtsbl. Nr. 150 
Probiererſtelle bei der Berg⸗ und Hüttenverwaltung in Brixlegg in der 
neunten Rangsclaſſe gegen Caution, bis Ende Juli (Amtsbl. Nr. 150). 
Rechnungsrathsſtelle beim Statthalterei⸗Rechnugsdepartement in Innsbruck 
in der achten Rangsclaſſe, bis 10. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 152.) 
8 1 n bei am rotes 15 = 
| 5 1 75 8 8 Si rag in der achten Rangselaſſe gegen Caution und 3 Amtscontrolorſtellen bei den 
Erlaß des Handelsminiſters vom 20. Juli 1875, 3. 19.517 in Betreff der Func⸗ obgenannten Anſtalten, wovon 2 in Kirchenberg und 1 in Zara, in der neunten 
tionsdauer jener Handelskammermitglieder, welche wegen Erledigung eines Mit. Rangsclaſſe gegen Caution, bis Ende Juli. (Amtsbl. Nr. 154.) 


gliedpoſtens im Laufe einer Wahlperiode von der Handelskammer einzuberufen ſind. 


Bei Gelegenheit der Vorbereitung für die im Laufe dieſes Jahres (1875) ziehen wi ui Perles Ei ach En n zu be⸗ 
vorzunehmenden Ergänzungswahlen einer Handels⸗ und Gemwerbefanmer ift die 5 g 
Frage in Anregung gekommen, ob im Sinne des Geſetzes vom 29. Juni 1868 Du 8 2 eſtreichiſch p Hyp othek enre cht 
über die Organiſirung der Handels⸗ und Gewerbekammern (Nr. 85 R. G. Bl.) 8 6, 5 
Abſ. 2 eine Wahlperiode den Zeitraum von 3 oder von 6 Jahren umfaßt, en een a AT ar Mesh 


und ob daher der auf eine erledigte Mitgliederſtelle Einberufene als Kammer⸗ Erſte Abtheilung. gr. 8. 4 fl. 20 kr. 
mitglied bloß bis zu den nächſten Wahlen inſolange zu fungiren hat, als der Früher erſchienen: 
Ausgetretene noch auf Grund ſeines Mandates zu fungiren gehabt hätte. Deutſches Hypothekenrecht. Band I IV: 


— In Erwägung, daß unter dem im $ 6 des Handelskammergeſetzes vor⸗ Das haunover'ſche Hypothekeurecht von Dr. v. Bar. 1 fl. 62 k 
kommenden Ausdrucke „Wahlperiode“ die Zeit zu verſtehen iſt, welche zwiſchen 5 a3 ae ach Me cht von Dr a th 3 fl. 6 0 kr. 
*) Die in Nr. 27 des lauf. Jahrg. di itſchr. mitgetheilte Verord Das bayeriſche Hypothekenrecht I. Abth. von Dr. Regelsberger. 4 fl. 20 kr. 
fat 1. Juni 1876, 8 2205. 50 r Das königl. ſächſiſche Hypothekenrecht von Dr. Siegmann. 3 fl. 60 kr. 
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